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6. Verordnung des Miniſteriums des Innern vom23 . Dezember 1908 , die Sicherung der öffentlichenGeſundheit und Reinlichkeit betreffend
( Geſundheitsverordnung )

in der Faſſung der Verordnung vom 7. März 1913
( Geſ . ⸗ u. VOBl . 1908 Seite 685 , 1913 Seite 202) .

Auf Grund der 88 87a , 85 Ziffer 2, 94 des Polizei⸗ſtrafgeſetzbuches , §S 366 Ziffer 10 des Reichsſtrafgeſetzbuches ,ſowie zum Vollzuge der 88 58 und 59 der Gemeinde⸗ und
Städteordnung , der § 8 3 Abſatz 2, 10 Abſatz 2 des Orts⸗
ſtraßengeſetzes und des 8 35 des Reichsgeſetzes vom 30 . Juni1900 , betreffend die Bekämpfung gemeingefährlicher Krank⸗
heiten (Reichsgeſetzblatt Seite 306 ) wird verordnet :

Entwäſſerung .
§ 1. ) 1. Das im Bereiche menſchlicher Wohnungen und

Betriebsſtätten ſich ergebende Abwaſſer jeder Art — Nieder⸗
ſchlags⸗ und Schmutzwaſſer , ſowie gewerbliches Abwaſſer —
iſt in einer den Anforderungen der Geſundheit und Reinlich⸗keit entſprechenden Weiſe abzuleiten und unſchädlich zumachen .

2. Zu dieſem Zwecke ſind an den Ortsſtraßen geeignete
Vorkehrungen zur Abführung des Abwaſſers ( Rinnen , Ab⸗
zugskanäle ) zu treffen .

3. Regelmäßig ſind Rinnen mit feſter Sohle und dem
für die geordnete Ableitung erforderlichen Gefälle herzuſtellen .Soweit die oberirdiſche Ableitung des Abwaſſers nicht zu⸗läſſig iſt (§S 14 Abſatz 1 und 3 der Landesbauordnung vom
1. September 1907 ) , ſind die erforderlichen unterirdiſchen Ab⸗
zugskanäle einzurichten .

) In den 88 1 —4 dieſer Verordnung ſind die grundlegendenVeſtimmungen über die Ortsentwäſſerungen aufgenommen . Dienähere Regelung der Abwaſſerableitung innerhalb der Baugrundſtücke ,insbeſondere der Hausentwäſſerung ſoll , ſoweit ſie nicht in derLB0 . ( ogl . 8 14 LBO . ) erfolgt iſt , den örtlichen Vorſchriften über⸗
laſſen bleiben , wofür §, 14 Abſ . 5 LB0 . die Grundlage bietet (vgl.die Anmerkung zu § 14 Abſ . 5 LB0 . — Erl . d. Min . d. Innernvom 23. Dez . 1908 Nr . 64568 ) .
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308 Geſundheitsverordnung 88 12 .

4. Bei Ortsſtraßen kleinerer Gemeinden kann mit Rück⸗

ſicht auf beſondere örtliche Schwierigkeiten der Anlage , auf
den ſchwachen Verkehr oder die geringe Zahl der Anwohner
die Herſtellung von Straßenrinnen unterbleiben .

Entwäſſerung durch Abzugskanäle .

8 2 . ) ) 1. Die zur Abführung des Abwaſſers beſtimmten

unterirdiſchen Abzugskanäle müſſen ſo angelegt und beſchaffen

ſein , daß ſie jederzeit einen ungehinderten und unſchädlichen
Abfluß des Abwaſſers ermöglichen .

2. Zu dieſem Zwecke müſſen die Kanalwandungen aus

genügend feſtem , dauerhaftem Material von einer den ört⸗

lichen Verhältniſſen entſprechenden Widerſtandsfähigkeit

gegen äußern und inneren Druck beſtehen und undurchläſſig

ſein . Bei Rohrkanälen muß die Verbindung der einzelnen

Rohrſtücke ſo beſchaffen ſein , daß an den Verbindungsſtellen
Flüſſigkeit nicht austreten kann .

3. Das Faſſungsvermögen der Kanäle muß den aufzu⸗
nehmenden Waſſermengen entſprechen , und die Abflußge⸗
ſchwindigkeit ſoll ſo groß ſein , daß Ablagerungen von

Schmutzſtoffen in dem Kanal möglichſt vermieden werden .

4. Die Kanäle müſſen überall eine froſtſichere Lage
haben und deshalb im Freien mindeſtens 1,2 m hoch über⸗

deckt ſein .
5. Für die Entlüftung der Kanäle ſind geeignete Ein⸗

richtungen anzubringen . Die Entlüftung hat derart zu ge⸗

ſchehen , daß Geruchsbeläſtigungen auf den Straßen und in

der Nähe menſchlicher Aufenthaltsräume vermieden werden .

Auch ſind Vorkehrungen zu treffen , um die Kanäle nach Be⸗

darf durch Spülung oder in anderer Weiſe reinigen zu können .

6. In geeigneten Entfernungen ſind in die Kanalleitungen
zum Zweck der Nachſchau , der Kanalreinigung und der Ent⸗

lüftung Schächte einzubauen . In die Schachtſohle muß eine

Rinne derart eingeſchnitten ſein , daß zum mindeſten eine dem

größten Trockenwetterabfluß entſprechende Waſſermenge ohne
Geſchwindigkeitsverminderung durchfließen kann . Durch die

) Vgl . die Anmerkung zu § 1 dieſer Verordnung .
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Abdeckung der Kanalſchächte an der Straßenfahrbahn darfder Verkehr nicht beeinträchtigt werden .
7. Menſchliche Abgangsſtoffe dürfen — auch mittelſtGrubenüberläufen — in die Kanäle nur dann eingeleitetwerden , wenn deren Ableitung durch die Kanäle ausdrücklichgenehmigt iſt .

8. Weitere Beſtimmungen über die Kanalanlagen , deren
Benützung und Reinigung , ſowie über den Anſchluß der Grund⸗ſtücke an dieſelben können durch ortspolizeiliche Vorſchrift ge⸗troffen werden . Dabei kann insbeſondere beſtimmt werden ,daß , ſobald ſeitens der Gemeinde zur Ableitung des AbwaſſersKanäle hergeſtellt ſind , die anliegenden bebauten Grundſtückean dieſelben angeſchloſſen werden müſſen und daß unbebaute
Grundſtücke ebenfalls anzuſchließen ſind , falls ſich auf ihnenAbwaſſer ergibt , deſſen Beſeitigung im Intereſſe der Geſundheitund Reinlichkeit geboten iſt .

Unſchädlichmachung des Abwaſſers .
§3 . 1 ) 1. Das in den Straßenrinnen , Kanälen oder aufſonſtige Weiſe aus den Ortſchaften kommende Abwaſſer iſtin ein zur Aufnahme geeignetes Gewäſſer ( Waſſerlauf , See ,Teich ) einzuleiten oder in ſonſtiger Weiſe unſchädlich zu machen ;insbeſondere kann ſeine Einleitung auf Rieſelfelder , in Fil⸗

trationsanlagen und außerhalb der Ortſchaften gelegene Ver⸗
ſitzgruben erfolgen . Geſundheitliche Gefährdungen oder er⸗
hebliche Mißſtände und Beläſtigungen dürfen hierdurch nicht
verurſacht werden . Namentlich darf nicht durch im BVoden
verſitzendes Abwaſſer das Grundwaſſer in einer für die Be⸗
nützung als Trink⸗ und Brauchwaſſer bedenklichen Weiſe ver⸗
unreinigt werden .

2. Erforderlichenfalls muß das Abwaſſer vor ſeiner Ein⸗
leitung in Gewäſſer oder Verſitzgruben einer den beſonderenörtlichen Verhältniſſen entſprechenden und genügenden Reini⸗
gung unterzogen werden . Eine ſolche Reinigung iſt in der

egel dann zu verlangen , wenn das Abwaſſer menſchlicheAbgangsſtoffe enthält .

) Vgl . die Anmerkung zu § 1 dieſer Verordnung .



Geſundheitsverordnung 8§ 4.

Notwendigkeit der Genehmigung .

8 4 . ) 1. Gemäß 18 37 Abſatz ! Ziffer 1 des Waſſerge⸗

ſetzesſe ) iſt zu einer über die gemeinübliche Abwäſſerung (§8 12

des Waſſergeſetzes ) hinausgehenden Einleitung und Abfüh⸗

rung flüſſiger oder feſter Stoffe in einen Waſſerlauf , wodurch
die Eigenſchaften des Waſſers geändert oder nachteilige Ein⸗

wirkungen auf den Waſſerlauf ausgeübt werden können , die
vorgängige Genehmigung der zuſtändigen Behörde erforder⸗
lich . Eine Genehmigung iſt auch dann erforderlich , wenn

eine vorherige Klärung des Abwaſſers beabſichtigt iſt .
2. Die Einleitung menſchlicher Abgangsſtoffe in Waſſer⸗

läufe — auch mittelſt Grubenüberläufen — bedarf in jedem

Falle der Genehmigung durch den Bezirksrat , gleichviel ob

dieſelbe innerhalb oder außerhalb der Ortſchaften ſtattfindet . “)
3. Die Einleitung von Abwaſſer aller Art auf Rieſel⸗

felder , in Filtrationsanlagen und in Verſitzgruben bedarf ,

ſofern es ſich nicht nur um das Abwaſſer eines einzelnen
Gebäudes oder Baugrundſtückes handelt ( § 14 der Landes⸗

bauordnung ) , der Genehmigung durch den Bezirksrat . “) Für
das Verfahren ſind die Beſtimmungen der [ 88 16 , 17 , 22 , 23 ,

25 bis 27 der Vollzugsverordnung zum Waſſergeſetz ] ls ) ent⸗

ſprechend anzuwenden . Das Bezirksamt kann eine öffentliche

1) Pgl . die Anmerkung zu § 1 dieſer Verordnung .
2) Vgl . jetzt : §S 40 ( Verleihung ) und § 52 ( Genehmigung ) des

Waſſergeſetzes vom 12. April 1913 ( unten abgedruckt ) .
) Durch die Beſtimmung des § 4 Abſ . 2 ſoll klar geſtellt werden ,

daß die Einleitung menſchlicher Abgangsſtoffe — auch mittelſt Gruben⸗

überläufen — ſtets als eine über die gemeinübliche Abwäſſerung
hinausgehende Einleitung von Stoffen , durch welche die Eigenſchaften
des Waſſers geändert werden können , zu betrachten iſt und der waſſer⸗
polizeilichen Genehmigung unterliegt ( Erl . d. Min . d. Innern vom
23. Dez. 1908 Nr. 64568 ) .

) In § 4 Abſ . 3 iſt für die daſelbſt bezeichneten Arten der

Beſeitigung des Abwaſſers , die der waſſerpolizeilichen Genehmigung
nicht bedürfen , ein beſonderes Genehmigungsverfahren vorgeſehen ,
da auch die hierbei in Frage kommenden Anlagen in ungünſtiger

Weiſe auf die öffentliche Geſundheit einwirken können , eine behörd⸗
liche Prüfung der Pläne für ſolche Anlagen daher als geboten er⸗

ſcheint ( Erl . d. Min . d. Innern vom 23. Dez. 1908 Nr. 64 568) .
) Jetzt : §8 34, 35, 43, 44, 45, 53, 54 VVO . z. Waſſergeſetz

vom 12 April 1913 .
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Bekanntmachung des Unternehmens nach Maßgabe der [ 88 19bis 21 der Vollzugsverordnung zum Waſſergeſetzſi ) anordnen .

Unterbringung und Beſeitigung der menſchlichen
Abgangsſtoffe .

§ 5. 1. Die menſchlichen Abgangsſtoffe ſind in Abort⸗
gruben ( §8 15 bis 18 der Landesbauordnung ) oder nachMaßgabe der örtlichen Vorſchriften oder der von dem Bezirks⸗amt für den einzelnen Fall zu treffenden Anordnungen in
abführbaren Behältern Connen , Fäſſer ) unterzubringen , ſo⸗weit nicht deren Einleitung in Kanäle vorgeſchrieben oder ge⸗ſtattet iſt . ) Außerhalb der Abortgruben und der zugelaſſenenBehälter dürfen menſchliche Abgangsſtoffe in den Wohn⸗räumen und deren Umgebung nicht aufbewahrt werden , auchdürfen dieſelben nicht in Hofräume , Winkel und auf Dünger⸗ſtätten ausgeleert werden .

2. Die Abortgruben , wie auch die Pfuhlgruben müſſenjeweils ſo rechtzeitig entleert werden , daß ein Überfließen
ihres Inhalts nicht ſtattfindet . Soweit Abgangsſtoffe in Be⸗
hältern untergebracht werden dürfen , iſt für rechtzeitige Ent⸗
leerung der Behälter Sorge zu tragen .

3. Durch ortspolizeiliche Vorſchrift können nähere Be⸗
ſtimmungen über die Entleerung der Abort⸗ und Pfuhlgrubenund die Beſeitigung der menſchlichen Abgangsſtoffe getroffenwerden . In Städten mit mehr als 4000 Einwohnern mußdie Art und Weiſe der Grubenentleerung und die Beſeitigungder menſchlichen Abgangsſtoffe durch ortspolizeiliche Vor⸗
ſchrift geregelt werden .

4. Zur Feſtſtellung des ordnungsgemäßen Zuſtands der
Gruben und rechtzeitiger Vornahme der nötigen Ausbeſſe⸗
rungen müſſen in Städten mit mehr als 4000 Einwohnern die
Abortgruben einer zeitweiligen mindeſtens alle 5 Jahre zuwiederholenden Beſichtigung und Unterſuchung unter Aufſichtder Ortspolizeibehörde unterzogen werden . Dieſe Beſichti⸗
gung und Unterſuchung hat ſich auch auf die außer Gebrauch

) Jetzt : §8 40 42 VVO . 3. Waſſergeſetz vom 12. April 1913 .
). S. den in der Anm. zu § 15 L80 . abgedruckten Erl . d.ArbMin . v. 8. Juli 1921 Nr. 24795 .



312 Geſundheitsverordnung §8 56 .

geſetzten Abortgruben — Ziffer 5 — zu erſtrecken , inſolange

deren Wiederverwendung nicht zuläſſig iſt .
5. Außer Gebrauch geſetzte Abort⸗ und Pfuhlgruben

müſſen mit unverdächtigem Material vollſtändig ausgefüllt

oder dicht abgedeckt werden . Sie dürfen erſt nach Ablauf

von zehn Jahren und nach gründlicher Reinigung und Des⸗

infektion zu anderen Zwechen verwendet werden . Ausnahms⸗

weiſe kann durch das Bezirksamt eine frühere Verwendung
— jedoch nicht zur Aufbewahrung von Nahrungs - und Ge⸗

nußmitteln — dann zugelaſſen werden , wenn Wände und

Boden durch Einziehen einer neuen undurchläſſigen Futter⸗

mauer geſchützt werden und die Decke nach gründlicher Reini⸗

gung einen neuen Bewurf erhält . ! )

Reinhaltung der Straßen .

§ 6 . 1. Alle Ortsſtraßen , öffentlichen Plätze und ſonſtigen

öffentlichen Wege innerhalb der geſchloſſenen Ortſchaften , ſo⸗
wie die gegen die Ortsſtraßen offenen Hofräume und zwiſchen
den Häuſern gelegenen Winkel müſſen in Gemeinden von

mehr als 2000 Einwohnern wöchentlich mindeſtens zweimal ,
in kleineren Gemeinden wöchentlich mindeſtens einmal ge⸗

kehrt und gereinigt werden . Zur Verhütung von Staub ſoll
bei trockenem froſtfreiem Wetter vor der Reinigung ein Be⸗

ſprengen mit Waſſer ſtattfinden . Soweit die Straßenrinnen
auch zur Ableitung des häuslichen und gewerblichen Abwaſſers

dienen , ſind dieſelben nebſt den Ablaufrinnen der Häuſer

durch reichliches Aufgießen von Waſſer abzuſpülen ; in gleicher

Weiſe iſt die Umgebung der Brunnen zu reinigen .

2. Menſchliche und tieriſche Abgangsſtoffe , ſonſtige übel⸗

riechende Stoffe , Unrat aller Art , insbeſondere auch Haus⸗

abfälle ( Müll ) dürfen nicht auf die Ortsſtraßen oder in die

Straßenrinnen geworfen oder gegoſſen werden . Wer die

Straße in dieſer oder anderer Weiſe gröblich verunreinigt ,

) § 5 Abſ . 5 enthält Beſtimmungen über Benützung außer
Gebrauch geſetzter Abortgruben , welche ſich namentlich bei Einführung

der Schwemmkanaliſation in größeren Städten als wünſchenswert er⸗

wieſen haben (Erl . d. Min . d. Innern vom 23. Dez. 1908 Nr. 64568 ) .
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hat für ſofortige Säuberung zu ſorgen . Wenn der Täter nicht
ſofort zu ermitteln iſt oder ſich der Verpflichtung zur Reini⸗
gung entzieht , ſo hat die Reinigung durch den nach Abſatz 5
zur Reinigung Verpflichteten zu erfolgen .

3. In Städten mit mehr als 10000 Einwohnern ſollen
zur Verhütung einer Verunreinigung der Straßen Bedürfnis⸗
anſtalten in genügender Zahl und zweckmäßiger Verteilungin der Nähe verkehrsreicher Straßen und Plätze , namentlichder Marktplätze , errichtet werden .

4. Zum Abführen der menſchlichen Abgangsſtoffe ,
flüſſigen Düngers , ſowie aller Gegenſtände , welche die Straßen
verunreinigen können , dürfen nur wohlverwahrte Behälter ,
welche nichts durchfließen oder durchtropfen laſſen und etwaigeüble Ausdünſtungen tunlichſt verhindern , verwendet werden .

5. Nähere und weitergehende Beſtimmungen können
durch bezirks⸗ oder ortspolizeiliche Vorſchriften erlaſſen
werden . Inſoweit nicht auf Grund des 8§ 26 Abſatz 1 des
Ortsſtraßengeſetzes durch bezirks⸗ oder ortspolizeiliche Vor⸗
ſchrift den Eigentümern , Mietern und Pächtern der angrenzen⸗
den Grundſtücke die Verpflichtung zur Reinigung von Orts⸗
ſtraßen ausdrücklich auferlegt iſt , liegt die Verpflichtung zur
Straßenreinigung nach § 25 Abſatz 2 des Straßengeſetzes
der Gemeinde ob .

Auffüllung der Straßen und Plätze .
8 7. Der zur Auffüllung von Ortsſtraßen und öffent⸗

lichen Plätzen verwendete Sand , Schutt uſw . darf nicht mit
organiſchen , der Zerſetzung anheimfallenden Abfällen unter⸗
miſcht ſein . Gelände , das früher mit Hausabfällen aufge⸗
füllt wurde , darf zur Anlage von öffentlichen Plätzen benützt
werden , wenn es mindeſtens / m hoch mit unverdächtigem
Material bedeckt und mit einer feſten Oberfläche oder mit
Kies , Raſen , gärtneriſchen Anlagen verſehen wird . Zur An⸗
lage von Ortsſtraßen darf Gelände , das früher mit Haus⸗
abfällen aufgefüllt wurde , dann benützt werden , wenn deſſen
Benützung als Baugelände nach den Beſtimmungen der
Landesbauordnung ( § 10 Abſatz 2) zuläſſig iſt .

eee



314 Geſundheitsverordnung 88 89 .

Beſeitigung des Straßenkehrichts und der Haus⸗

abfälle .
§ 8 . 1. Über die Abfuhr des Straßenkehrichts und der

Hausabfälle ( Hauskehricht , Abfälle haus⸗ und landwirtſchaft⸗
licher , ſowie kleingewerblicher Betriebe ) können nähere Be⸗

ſtimmungen durch ortspolizeiliche Vorſchrift getroffen werden .

2. In Städten mit mehr als 4000 Einwohnern muß die

Abfuhr des Straßenkehrichts durch ortspolizeiliche Vorſchrift

geregelt werden , ſoweit nicht die Gemeinde ſelbſt die Straßen⸗

reinigung beſorgt .
3. In Gemeinden , in denen die Abfuhr der Hausabfälle

nicht durch beſondere Einrichtungen der Gemeinde bewirkt
wird , können die Abfälle auf dem Hausgrundſtück in Gruben

oder in anderer unbedenklicher Weiſe bis zu ihrer Entfernung

aufbewahrt werden .

4. In Städten , die Einrichtungen für eine geregelte Ab⸗

fuhr des Straßenkehrichts und der Hausabfälle getroffen

haben , darf die Abfuhr des Straßenkehrichts und der Haus⸗

abfälle nur mittelſt ſolcher Wagen geſchehen , die mit ſtaub⸗

dichten Böden und Seitenwänden und mit einer dicht und

ſelbſttätig ſchließenden Bedeckung verſehen und während der

Fahrt ſo dicht verſchloſſen ſind , daß Staub⸗ und Geruchsent⸗
wickelung tunlichſt vermieden wird . Mit Straßenkehricht und

Hausabfällen beladene Fuhrwerke dürfen nur im Schritt
fahren .

Abladeplätze für Hausabfälle .

§ 9. 1. In allen Städten mit mehr als 4000 Ein⸗

wohnern ſoll — ſoweit nicht für die Beſeitigung der Haus⸗
abfälle beſondere Verwertungs⸗ oder Verbrennungsanlagen
zu Gebote ſtehen — zum Abladen und zur Lagerung der

Hausabfälle ein Abladeplatz beſtimmt werden .

2. Der Abladeplatz ſoll von Eiſenbahnen und öffentlichen
Straßen , ſoweit dieſe nicht die Verbindung mit dem Ablade⸗

platz herſtellen , ſowie von öffentlichen Plätzen mindeſtens
50 m, von den nächſtgelegenen bewohnten Gebäuden min⸗

deſtens 300 m entfernt ſein . Auch ſoll derſelbe ſo gewählt
werden , daß eine Verunreinigung von Waſſerläufen , Quellen

und Waſſerverſorgungsanlagen durch verſickerte Schmutzſtoffe
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ausgeſchloſſen iſt . Für die Beſeitigung bereits beſtehender,in geringerer Entfernung von bewohnten Gebäuden befind⸗
licher Abladeplätze kann ſeitens des Bezirksamts eine Friſtbis zu fünf Jahren gewährt werden .

8. Der Abladeplatz iſt derart abzugrenzen , daß eine Ver⸗
breitung der auf ihm gelagerten Stoffe über ſeine Grenze
hinaus ausgeſchloſſen iſt .

4. Das Durchſuchen und Fortſchaffen der auf dem Ab⸗
ladeplatz liegenden Stoffe iſt nur mit Erlaubnis der Orts⸗
polizeibehörde zuläſſig .

5. Die Anlage oder weitere Benützung eines Ablade⸗
platzes kann durch das Bezirksamt unterſagt werden , wenn
der Betrieb vermöge der beſonderen örtlichen Lage oder der
Beſchaffenheit des Platzes erhebliche Gefahren , Nachteile oder
Beläſtigungen für die Beſitzer oder Bewohner benachbarter

10

e W. Grundſtücke oder für den öffentlichen Verkehr herbeizuführen
roffen geeignet iſt .
Hals⸗
taub⸗ Lagerung übelriechender und geſundheits⸗
und ſchädlicher Gegenſtände .
0 der

§ 10 . 1. Gegenſtände , die durch ihre Ausdünſtung , durch
Selt⸗ Staubentwickelung und Verbreitung von Krankheitskeimen
tund die Nachbarſchaft erheblich beläſtigen oder die Geſundheit ge⸗critt fährden können , ſowie ſolche Gegenſtände , die durch ihre

flüſſigen oder feſten Abgänge eine Verunreinigung des Vodens
herbeiführen können , dürfen innerhalb der Ortſchaften und in

Eir⸗ der Nähe von menſchlichen Wohnungen und verkehrsreichen
Haus⸗ Straßen nicht frei gelagert werden ; ſoweit dieſe Gegenſtände
logn eine Verunreinigung von Waſſerläufen und Waſſerverſor⸗
0 der gungsanlagen herbeiführen können , dürfen ſie auch nicht in

der Nähe von ſolchen frei gelagert werden .
2. Die Lagerung der in Ziffer 1 bezeichneten Gegen⸗

ſtände im Freien außerhalb der Ortſchaften oder in Lager⸗
räumen bedarf der Genehmigung des Bezirksrats . Lager⸗
räume für ſolche Gegenſtände müſſen von benachbarten An⸗
weſen genügend weit entfernt liegen , mit dichten Umfaſſungs⸗
wänden und undurchläſſigem Boden verſehen ſein und eine
hinreichende Lüftung ermöglichen .
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Brunnenanlagen .

§ 11 . 1. Brunnen ( Brunnenſchachte , Brunnenſtuben )
und zwar ſowohl die für den öffentlichen , wie die für den

privaten Gebrauch beſtimmten , müſſen derart hergeſtellt ſein ,

daß jede Verunreinigung des Waſſers durch Eindringen von

gefundheitsſchädlichen Stoffen verhindert wird .

2. Zur Neuanlage von Brunnen iſt Genehmigung des

Bezirksamts erforderlich , auch ſoweit es ſich nicht um Brun⸗

nenbauten handelt , die nach §88 1 Abſatz 1 Ziffer 4 und 123

der Landesbauordnung der baupolizeilichen Genehmigung be⸗

dürfen . Dem Geſuche ſind die zur Beurteilung der Anlage

erforderlichen Nachweiſe ( Plan , Beſchreibung ) in doppelter

Fertigung beizufügen .
3. Bei Neuanlagen von Brunnen ſollen tunlichſt eiſerne

Röhrenbrunnen erſtellt werden . Schöpf - und Ziehbrunnen

dürfen nicht mehr hergeſtellt werden . Die noch vorhandenen

Schöpfbrunnen ſind binnen einer vom Bezirksrat zu be⸗
ſtimmenden Friſt zu beſeitigen und durch eine andere Art der
Waſſerverſorgung zu erſetzen oder in einer einwandfreien
Weiſe abzuändern . Beſtehende Ziehbrunnen müſſen mit einer

feſten Bedachung verſehen ſein ; die Brunnenwandung muß
mindeſtens 75 cim über die Erdoberfläche emporragen . Zur

Abſtellung von Kübeln und anderen Gefäßen ſind unterhalb
des Schachtrandes entſprechende Geſtelle anzubringen .

4. Bei Neuanlage von Schachtbrunnen ( Pumpbrunnen )
muß das Mauerwerk aus feſten Steinen mit Zementmörtel
bis zur Waſſer führenden Schicht möglichſt undurchläſſig her⸗

geſtellt und an ſeiner Außenfläche bis auf 2 m Tiefe dicht
mit Zementputz verſehen oder mit einer 30 om dicken Schicht
von Lehm oder Ton feſt eingeſtampft werden . Wenn der

Brunnenſchacht nicht über die Erdoberfläche hervorragt , ſo

muß er feſt geſchloſſen und mit einer undurchläſſigen , min⸗

deſtens 30 em dicken Lehm⸗ oder Tonſchicht überdeckt werden .

Liegt die Abdeckung des Brunnenſchachtes oberhalb der Erd⸗

oberfläche , ſo muß der gemauerte Brunnenſchacht wenigſtens
25 eim über dieſe hochgeführt und die Abdeckung mit wetter⸗

feſten , der Fäulnis nicht unterworfenen Materialien völlig
dicht hergeſtellt werden .
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5. Neu angelegte Brunnen müſſen von Abortgruben ,
Pfuhlgruben , Düngerſtätten und Schmutzwaſſerableitungen
mindeſtens 10 m entfernt ſein ; dieſer Abſtand kann aus⸗
nahmsweiſe ſeitens des Bezirksamts bis auf 5 m herabgeſetzt

werden , wenn nach den örtlichen Verhältniſſen , insbeſondere der
Richtung des Grundwaſſerſtroms , der Bodenbeſchaffenheit und
nach der Art der Brunnenkonſtruktion eine Verunreinigungdes Brunnens durch fremde Zuflüſſe ausgeſchloſſen iſt .

6 . Die Umgebung jedes Brunnens muß im Umkreis
von mindeſtens Um mit einer nach allen Seiten abfallenden ,
undurchläſſigen Pflaſterung , Beplattung oder Betonierungund mit einer Rinne zur Ableitung des überfließenden oder
verſchütteten Waſſers verſehen ſein.

7. Unterſuchungen des Waſſers und des baulichen Zu⸗
ſtands der Brunnen kann das Bezirksamt jederzeit anordnen .
Ergibt die Unterſuchung , daß das Waſſer der Geſundheit
ſchädliche Stoffe oder Keime enthält oder durch verunreinigende
Zuflüſſe für den menſchlichen Gebrauch bedenllich erſcheint ,
ſo kann durch das Bezirksamt die weitere Benutzung des
Brunnens unterſagt und deſſen Schließung angeordnet werden .
Die Benutzung eines ſolchen Brunnens kann wieder zuge⸗
laſſen werden , wenn nach vorgenommenen Verbeſſerungen
durch eine erneute Unterſuchung des Waſſers und der Brun⸗
nenanlage die Beſeitigung derjenigen Mißſtände , welche die
Schließung veranlaßt haben , nachgewieſen iſt .

8. Außer Gebrauch geſetzte Brunnen ſind , ſoweit ſie
nicht aufgefüllt werden , derart zu verwahren , daß die Sicher⸗
heit des Verkehrs nicht gefährdet wird .

9. Nähere Beſtimmungen über die Brunnenanlagen ,
insbeſondere auch über die regelmäßige Reinigung derſelben
können durch bezirks⸗ oder ortspolizeiliche Vorſchrift oder
durch polizeiliche Anordnung im Einzelfalle getroffen werden .

Waſſerverſorgungs - Anlagen .
§ 12. 1) 1. Alle Trinkwaſſerverſorgungsanlagen — auchdie für den Gebrauch Einzelner beſtimmten — müſſen in Be⸗

) Die Beſtimmungen des § 12 über Waſſerverſorgungsanlagenſchließen ſich an eine vom Bundesrat erlaſſene „ Anleitung für die
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zug auf Anlage und Betrieb den im öffentlichen geſundheit⸗

lichen Intereſſe zu ſtellenden Anforderungen genügen .
2. Das zur Verwendung kommende Waſſer muß frei

ſein von Stoffen , welche die Geſundheit zu ſchädigen geeignet

ſind . Anlagen , welche ein der Verunreinigung ausgeſetztes
Oberflächen⸗ , Quell⸗ oder Grundwaſſer benützen , ſind ſo ein⸗

zurichten , daß im Waſſer etwa vorhandene Verunreinigungen
beſeitigt werden , bevor dasſelbe der Leitung zugeführt wird .

3. Die Behälter für das Waſſer und die Rohrleitungen

müſſen ſo beſchaffen ſein , daß das Waſſer gegen das Eindringen
von Krankheitskeimen und Verunreinigungen völlig geſichert
und ihre Reinigung und Spülung möglich iſt . “)

4. Der Betrieb der Anlagen iſt ſo zu geſtalten , daß den

in Abſatz 2 und 3geſtellten Anforderungen dauernd ent⸗

ſprochen iſt . Perſonen , die an anſteckenden oder ekelerregen⸗

den Krankheiten leiden , müſſen vom Betriebe ferngehalten
werden .

5. Leitungen für Betriebswaſſer ( Waſſer zum Straßen⸗
und Gartenſprengen , für gewerbliche Betriebe und dergleichen )

brauchen den in Abſatz 1 bis 3 bezeichneten Vorausſetzungen

Einrichtung , den Betrieb und die berwachung öffentlicher Waſſer⸗
verſorgungsanlagen , welche nicht ausſchließlich techniſchen Zwecken
dienen “ an und enthalten diejenigen Beſtimmungen dieſer Anleitung ,
welche ſich zur Aufnahme in eine Polizeiverordnung eignen . Im

übrigen ſoll dieſe Anleitung für die in § 12 Abſ . 6 und 7 eingeführte
Prüfung und Überwachung der Waſſerverſorgungsanlagen , ſowie
insbeſondere für die unter Leitung und Aufſicht der techniſchen Staats⸗

behörden erfolgende Ausführung ſolcher Anlagen als Richtſchnur
dienen ( Erl . d. Min . d. Innern vom 23. Dezember 1908 Nr. 64568 ) .
Vergl . auch die Vo . des Min . d. Innern vom 16. Juli 1909 , die

Mitwirkung der techniſchen Behörden beim Waſſerverſorgungsweſen
betr . ( Geſ. ⸗ u. VOBl . S. 382 ) ; derſelben iſt die oben genannte „ An⸗
leitung “ als Anlage beigegeben ( Geſ. ⸗ u. VOBl . S. 386) .

1) Mit Erl . v. 6. Febr . 1922 Nr. 3070 hat das Arb Min im

Benehmen mit dem Min d. Innern die Bezirksämter angewieſen , die

Verwendunge von galvaniſierten Schmiedeiſenrohren für im
Erdboden verlegte Waſſerleitungsſtränge künftig zu unterſagen und

dafür zu ſorgen , daß ſolche Leitungen , ſoweit ſie bereits beſtehen , beim

erſten Anzeichen von Schadhaftigkeit auf Anordnung der mit der tech⸗
niſchen - überwachung der öffentlichen Waſſerverſorgungsanlagen be⸗
trauten Kulturbauämter ſofort beſeitigt bezw . gegen gußeiſerne
Rohre ausgewechſelt werden .
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nicht zu entſprechen , müſſen aber von Trink⸗ und Hausge⸗brauchswaſſerleitungenvollſtändig getrennt gehalten werden ;ihre Zapfſtellen ſind ſo einzurichten , daß eine mißbräuchlicheBenützung zu Trink⸗ und Hausgebrauchszwecken verhin⸗dert wird .
6. Neuanlagen oder weſentliche Anderungen beſtehender

Waſſerverſorgungsanlagen, deren Ausführung nicht unter
Leitung und Aufſicht der techniſchen Staatsbehörden erfolgt ,unterliegen vor der Ausführung , ſowie vor Inbetriebnahmeder Anlage einer Prüfung durch die techniſchen Staatsbe⸗
hörden ; erforderlichenfalls kann eine ſolche auch währendder Ausführung von dem Bezirksamt angeordnet werden .
Zum Zweck dieſer Prüfungen hat der Unternehmer der An⸗
lage dem Bezirksamt einen ins Einzelne bearbeiteten Ent⸗
wurf , beſtehend aus Plänen und einer Beſchreibung der An⸗
lage , vorzulegen , aus welchem alle für die geſundheitlicheBeurteilung wichtigen Einzelheiten der Gewinnung , För⸗
derung , Leitung , Aufſpeicherung und Verteilung des
Waſſers genau erſehen werden können . Von der Fertig⸗
ſtellung der Anlage iſt vor Inbetriebnahme dem Bezirksamt
Anzeige zu erſtaktten . Mit Ausführung der Anlage ſowiemit deren Inbetriebnahme darf erſt begonnen werden , wenn
das Bezirksamt dem Unternehmer mitgeteilt hat , daß gegendie Bauausführung und Inbetriebnahme keine Bedenken

beſtehen . ) 2)
7. Dem öffentlichen Gebrauch dienende Waſſerverſor⸗

gungsanlagen unterliegen der ſtändigen Beaufſichtigung durchdas Bezirksamt und werden von Zeit zu Zeit , mindeſtens
alle drei Jahre in techniſcher und geſundheitlicher Beziehung
einer Prüfung unterzogen .)2) Die Beſitzer der Anlagen haben

) Hinſichtlich der bahneigenen Waſſerverſorgungsanlagenbeſtimmt der Erl . d. Min d. Innern v. 19. Sept . 1911 Nr. 40599 :
1. Beim Bau oder einer weſentlichen Anderung einer bahn⸗

eigenen Waſſerverſorgungsanlage , die unter der Aufſicht und Leitungder techniſchen Behörden der Eiſenbahnverwaltung ausgeführt wird ,hat eine Mitwirkung der Bezirksämter gemäß § 12 Abſatz 6 der
Geſundheitsverordnung vom 23. Dezember 1908 nicht ſtattzufinden .Die Generaldirektion der Staatseiſenbahnen wird die ihr unterſtellten
techniſchen Behörden anweiſen , vor der Inangriffnahme einer bahn⸗
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den mit Überwachung und Prüfung betrauten Beamten jeder⸗

zeit Zutritt zu allen Teilen der Anlagen zu gewähren und

ihnen bei Vornahme der Prüfung jede für den Prüfungs⸗
zweck erforderliche Auskunft zu erteilen ; auch haben ſie die

Koſten der Prüfung zu tragen .

Reinigung der Heizungsanlagen .

§ 13 . Heizkammern , Heizkörper , ſowie Luftzu⸗ und Ab⸗

führungskanäle von Heizungs⸗ und Lüftungsanlagen müſſen

vor Beginn der Heizperiode und nötigenfalls auf Anord⸗

nung des Bezirksamts auch während derſelben einer Reini⸗

gung unterworfen werden .

Bierpreſſionen , Flaſchenbierhandel und Mineral⸗
waſſerfabrikation .

§ 14 . 1. Bierpreſſionen müſſen einer regelmäßigen
Reinigung unterzogen werden .

Nähere Beſtimmungen über die Einrichtung und Rein⸗
haltung derſelben ſind durch orts - oder bezirkspolizeiliche
Vorſchriften zu treffen .

2. Für den Betrieb des Flaſchenbierhandels und der

Mineralwaſſerfabrikation können zur Sicherung der öffent⸗
lichen Geſundheit , insbeſondere zur Verhütung von Unreinlich⸗
keiten orts⸗oder bezirkspolizeiliche Vorſchriften erlaſſen werden .

eigenen Waſſerverſorgungsanlage jeweils ein bezirksärztliches Gut⸗

achten über Herkunft , Gewinnungsort und Beſchaffenheit des Waſſers

einzuholen . Die in 88 1 und 123 der Landesbauordnung vorge⸗

ſehene Genehmigung von Brunnenbauten — ſoweit es ſich nicht um

ausſchließlich bahntechniſche Anlagen handelt ( § 143 Abſ . 2 der

LBoO. ) — wird hierdurch nicht berührt .
2. Die periodiſche Prüfung der öffentlichen bahneigenen Waſſer⸗

verſorgungsanlagen wird gemäß § 12 Abſ . 7 der Geſundheitsver⸗
ordnung auf Anordnung der Bezirksämter durch die Bezirksärzte
unter Mitwirkung der techniſchen Behörden der Eiſen⸗
bahnverwaltung vorgenommen . Die Frage der Offentlichkeit
der Waſſerverſorgungsanlage auf bahneigenem Gebiet iſt von Fall

zu Fall zu entſcheiden : wir verweiſen hierwegen auf unſeren Erlaß
vom 8. Auguſt 1911 Nr. 34501 , das Waſſerverſorgungsweſen betr .

) ( zu Seite 319 ) Wegen der Mitwirkung der Unterſuchungs⸗

ämter für anſteckende Krankheiten bei der Unterſuchung von

Trinkwaſſer ſ. den Erl . d. Min . d. Innern v. 26. März 1913 Nr. 10187 .
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Reinhaltung von Back - und Eßwaren .
§ 15 . 1. Durch ortspolizeiliche Vorſchrift können zur

Verhütung von Gefahren für die Geſundheit Beſtimmungen
über die Lagerung , den Transport und das Feilbieten von
Back⸗ und anderen Eß⸗ ſowie von Konditoreiwaren und überdie Verpackung der zum Verkaufe beſtimmten Nahrungs⸗
und Genußmittel getroffen werden .

2. Auch kann durch ortspolizeiliche Vorſchrift verboten
werden , geſundheitsſchädliche und ekelerregende Flüſſigkeiten
in Trink⸗ oder Kochgefäßen oder in ſolchen Flaſchen oder
Krügen feilzuhalten und abzugeben , deren Form oder Be⸗
zeichnung die Gefahr einer Verwechslung des Inhalts mit
Nahrungs⸗ oder Genußmitteln herbeizuführen geeignet iſt .

Friſeur - und Barbiergewerbe .
§ 16 . Für den Betrieb des Friſeur⸗ und Barbier⸗

gewerbes können zur Verhütung der Übertragung von an⸗
ſteckenden Krankheiten ortspolizeiliche Vorſchriften erlaſſen
werden .

Beſchränkung des Vieh - und Geflügelhaltens .
8 17 . 1. Durch ortspolizeiliche Vorſchrift kann das

Halten von Schweinen , Rindvieh und Geflügel auf beſtimmte
Ortsteile beſchränkt , das Halten von Schweinen und Ge⸗
flügel innerhalb geſchloſſener Ortſchaften auch ganz unterſagt
oder eingeſchränkt werden . ! )

2. In größeren Städten mit Viehhofanlagen kann durch
ortspolizeiliche Vorſchrift die Einſtellung des eingeführten
Schlacht⸗ oder Handelsviehs auf die Viehhöfe beſchränkt
werden .

Tätigkeit des Bezirksrats .
§. 18 . Die einzelnen Bezirksräte haben in den ihnen

zugewieſenen Diſtrikten des Amtsbezirks der Handhabung
der geſundheitspolizeilichen Vorſchriften und den für die all⸗

) Siehe hierzu die Entſch . d. VGH . v. 7. Juli 1914 (Geflügel⸗
haltung ) und v. 18. Dez. 1923 ( Schweinehaltung ) , VZeitſchr . 1914
S. 217 u. 1924 S. 64.

Schluſſer⸗Franz , Vau⸗ und feuerpolizeiliche Vorſchriften . 2¹
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gemeine Geſundheit wichtigen Zuſtänden und Einrichtungen
beſondere Aufmerkſamkeit , namentlich durch perſönliche Kennt⸗

nisnahme der örtlichen Verhältniſſe zu widmen . Wahrge⸗
nommene Mißſtände haben ſie den Orts⸗ oder Bezirkspolizei⸗
behörden , wenn tunlich mit den zur Abhilfe geeigneten Vor⸗

ſchlägen zur Kenntnis oder in den Sitzungen des Bezirksrats

zur Beratung zu bringen .

Geſundheitspolizeiliche Ortsunterſuchungen .

§ 19 . 1. Die Bezirksärzte haben neben der allgemeinen
Beobachtung der Geſundheitsverhältniſſe des Bezirks jähr⸗
lich in einigen Gemeinden an Ort und Stelle beſondere Er⸗

mittelungen aller für die öffentliche Geſundheitspflege wichtigen
Verhältniſſe unter Zuzug des Bezirksrats , dem die Gemeinde

zugewieſen iſt , des Bürgermeiſters oder ſeines Stellvertreters ,
des Bezirksbaukontrolleurs ! ) und gegebenenfalls eines weite⸗

ren von dem Gemeinderat hierzu beſtimmten Sachverſtändigen
vorzunehmen . Welche Bezirksgemeinden und wie viele der⸗

ſelben in jedem Jahre einer derartigen geſundheitspolizei⸗
lichen Ortsunterſuchung zu unterziehen ſind , wird vom Be⸗

zirksarzt im Benehmen mit dem Bezirksamte und nach An⸗

hörung der Gemeindebehörde beſtimmt . Es iſt dafür Sorge
zu tragen , daß tunlichſt innerhalb eines Zeitraumes von zehn
Jahren ſämtliche Gemeinden eines Amtsbezirks einer der⸗

artigen Unterſuchung unterzogen werden . Die geſundheits⸗
polizeilichen Ortsunterſuchungen können mit den auf Grund
des §S 160 der Landesbauordnung angeordneten Wohnungs⸗

) Die Mitwirkung des Bezirksbaukontrolleurs kannzſich auf
eine Vorausbeſichtigung beſchränken ; von ſeiner Zuziehung zu der
Ortsunterſuchung ſelbſt kann in dieſem Falle abgeſehen werden , wenn
nicht die Zuziehung aus beſonderen Gründen als wünſchenswert
erſcheint ( Erl . d. Min . d. Innern vom 15. Juli 1890 Nr. 18 222 und
vom 31. Jan . 1909 Nr. 4838 ) .

) Die hinſichtlich der Durchführung der Ortsunterſuchungen und
der Behandlung der Koſten derſelben getroffenen früheren Anord⸗
nungen (vgl . insbeſondere die Erl . d. Min . d. Innern vom 10. März 1876
Nr. 3681 , 10. Juni 1901 Nr. 44411 und 23. Febr . 1901 Nr. 27 143)
bleiben aufrecht erhalten ( Erl d. Min . d. Innern vom 23. Dez. 1908
Nr. 64568 ) .
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2. Über die bei der Unterſuchung gemachten Wahrneh⸗
mungen haben die Bezirksärzte nach Abſchluß der ! Unter⸗
ſuchung zunächſt ſchriftlich dem Bezirksamt zu berichten ; ſo⸗
dann hat der Bezirksrat nach mündlicher Berichterſtattung
des Bezirksarztes darüber zu beſchließen , innerhalb welcher
Friſt die den Gemeinden oder Privatperſonen zu machenden
Auflagen ihre Erledigung gefunden haben müſſen . ! )

Begutachtende Tätigkeit der Bezirksärzte und

Mitwirkung derſelben bei Bach - und Flußſchauen .
§ 20 . 1. Bei der Feſtſtellung örtlicher Bauordnungen ,

der Aufſtellung von Ortsbauplänen , bei Erteilung der Bau⸗

genehmigung für Schulen , Kleinkinderſchulen , Kranken⸗

anſtalten , Gefängniſſe , Verpflegungsanſtalten und ſonſtige ,
zur Aufnahme einer größeren Menſchenzahl beſtimmte Ge⸗

bäude , bei Anlage von Abzugskanälen , Kläranlagen , Waſſer⸗
leitungen , bei den in den 88 1 Abſatz 4, 4, 5, 7, 9, 10 und 11

dieſer Verordnung erwähnten Entſchließungen , bei Genehmi⸗
gung der gewerblichen Anlagen , die unter § 16 der Gewerbe⸗

ordnung fallen und durch Ausdünſtungen oder Verunreinigung
von Waſſer und Boden die öffentliche Geſundheit oder die

Geſundheit der in ſolchen Betrieben beſchäftigten Perſonen
gefährden , ſowie bei Erlaſſung von das Geſundheitsweſen
betreffenden orts⸗ oder bezirkspolizeilichen Vorſchriften hat
das Bezirksamt ein Gutachten des Bezirksarztes zu erheben .

2. Auch zu den durch die techniſche Behörde gemäß
IS 101 des Waſſergeſetzes ] ?) vorzunehmenden periodiſchen
Fluß⸗ und Bachſchauen ſind die Bezirksärzte beizuziehen ,
wenn eine erhebliche Verunreinigung eines Waſſerlaufs ſtatt⸗
findet oder zu befürchten iſt .

Zuſt ändigkeitsbeſtimmungen .

§ 21 . Über Beſchwerden gegen Anordnungen , die bei
dem Vollzuge dieſer Verordnung oder der auf Grund der⸗

ſelben erlaſſenen orts - oder bezirkspolizeilichen Vorſchriften

1) Wegen geſundheitlicher Maßnahmen aus Anlaß von Über⸗
ſchwemmungen ſ. d. Erl . d. Min . d. Innern v. 26. Jan . 1920
Nr. 7817 .

2) Jetzt : § 111 des Waſſergeſetzes vom 12. April 1913 .
123
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getroffen werden , beſchließt der Bezirksrat . Die Beſchwerde
iſt binnen 14 Tagen nach Eröffnung oder Zuſtellung der Ver⸗

fügung einzulegen .

Zeitpunkt des Inkrafttretens . Aufhebung
früherer Vorſchriften .

§ 22 . Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Januar 1909
in Kraft .

Mit dem gleichen Tage tritt die Verordnung vom
27 . Juni 1874 , die Sicherung der öffentlichen Geſundheit
und Reinlichkeit betreffend ( Geſetzes - und Verordnungsblatt
1874 Seite 353 ) , nebſt den dieſelbe abändernden Verord⸗

nungen vom 30 . Oktober 1894 , 10 . November 1896 und
15 . Juli 1903 ( Geſetzes⸗ und Verordnungsblatt 1894 Seite 406,
1896 Seite 443 und 1903 Seite 149) , ſoweit deren Beſtim⸗
mungen nicht bereits durch die Landesbauordnung aufgehoben
worden ſind , außer Wirkſamkeit .

7. Straßenpolizeiordnung vom 12 . Mai 1882 .

( Geſ. ⸗ und VOBl . Seite 129) .

§ 4. ( Lagern von Gegenſtänden auf öffentlichen
Wegen und Plätzen . ) Es iſt unterſagt , ohne Genehmigung
der zuſtändigen Behörde ! ) auf öffentlichen Wegen und Plätzen
Gegenſtände , durch welche der freie Verkehr gehindert werden

kann , aufzuſtellen , hinzulegen oder liegen zu laſſen oder den bei
der Genehmigungfeſtgeſetzten Bedingungenzuwiderzuhandeln .

§. 5. ( Beleuchtung ſolcher Gegenſtände . ) Wer

auf öffentlichen Wegen und Plätzen Gegenſtände der in 8 4

bezeichneten Art aufſtellt , hinlegt oder liegen läßt , hat dafür
zu ſorgen , daß dieſelben während der Dunkelheit genügend
beleuchtet ſind . Dieſe Verpflichtung liegt , wenn Fuhrwerke
durchreiſender Perſonen auf öffentlichen Wegen und Plätzen
während der Dunkelheit aufgeſtellt ſind , ſowohl dem Leiter
des Fuhrwerks als dem Wirte ob , bei welchem der Reiſende
eingeſtellt hat .

) Zuſtändig iſt bei Land⸗ und Kreisſtraßen das Waſſer⸗ und
Straßenbauamt , bei Gemeindewegen die Ortspolizeibehörde .
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